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Erwägungen

E. 1
Mit Eingabe vom 25. Januar 2026 erhob der Beschwerdeführer beim Bezirksgericht
Dietikon Beschwerde gegen die letzten Pfändungen. Mit Urteil vom 2. Februar 2026 wies
das Bezirksgericht die Beschwerde ab, soweit es darauf eintrat.

Dagegen erhob der Beschwerdeführer mit Eingabe vom 28. Februar 2026 Beschwerde beim
Obergericht des Kantons Zürich. Weitere Eingaben folgten. Mit Entscheid vom 10. März
2026 wies das Obergericht die Beschwerde ab, soweit es darauf eintrat.

Dagegen - sowie gegen einen weiteren Entscheid (dazu Verfahren 5A_283/2026) - hat der
Beschwerdeführer am 28. März 2026 Beschwerde an das Bundesgericht erhoben.

E. 2
Nach Art. 42 Abs. 2 BGG ist in der Beschwerdebegründung in gedrängter Form darzulegen,
inwiefern der angefochtene Akt Recht verletzt. Die beschwerdeführende Partei hat in
gezielter Auseinandersetzung mit den für das Ergebnis des angefochtenen Entscheides
massgeblichen Erwägungen aufzuzeigen, welche Rechte bzw. Rechtsnormen die
Vorinstanz verletzt haben soll ( BGE 140 III 86 E. 2; 140 III 115 E. 2). Die unrichtige
Feststellung des Sachverhalts kann nur unter den Voraussetzungen von Art. 97 Abs. 1 BGG
gerügt werden (vgl. BGE 140 III 16 E. 1.3.1; 140 III 264 E. 2.3).

E. 3
Das Obergericht hat dem Beschwerdeführer im Wesentlichen vorgehalten, die Beschwerde
ungenügend begründet zu haben. Verschiedene Anträge und Vorbringen scheiterten am
Novenverbot ( Art. 326 ZPO ). Der Beschwerdeführer bringe vor, das Bezirksgericht habe
eine Stellungnahme vom 25. Mai 2025 nicht berücksichtigt, doch gehe aus den Akten nicht
hervor, dass er sie eingereicht oder in der Beschwerde sich darauf bezogen habe. Dass das
Bezirksgericht dem Beschwerdeführer die Kosten von Fr. 500.-- und eine Busse von Fr.
500.-- auferlegt habe, sei nicht zu beanstanden, insbesondere aufgrund der Wiederholung
bereits mehrfach abgeurteilter Einwände.

E. 4
Der Beschwerdeführer hält die zehntägige Beschwerdefrist für zu kurz, zumal er während
dieser Frist zwei Beschwerden schreiben müsse. Die Beschwerdefrist ist gesetzlich
vorgegeben ( Art. 100 Abs. 2 lit. a BGG ). Er kritisiert, dass der Entscheid nur von der
Gerichtsschreiberin unterzeichnet worden ist. Mit dem für die Unterschriftenregelung
massgeblichen kantonalen Recht ( Art. 20a Abs. 3 SchKG ) befasst er sich nicht. Haltlos ist
die aufgeworfene Frage, ob die Delegation an die Gerichtsschreiberin mit den
Unterschlagungen und Unwahrheiten im Entscheid zu tun habe. Ebenso wenig erläutert er,
weshalb hinter dem Entscheid sachfremde Motive stehen sollen, weil er ausschliesslich von



Frauen gefällt worden ist.

Mit den Erwägungen des Obergerichts (oben E. 3) setzt sich der Beschwerdeführer nicht
hinreichend auseinander. Es genügt den Rügeanforderungen nicht, Art. 326 ZPO als
verfassungswidrig zu bezeichnen, und vorzubringen, das Novenverbot sei nicht relevant,
weil alles in früheren Verfahren bereits gesagt worden sei. Ebenso wenig genügt es, bei der
Kostenauflage zu behaupten, die gesetzliche Grundlage fehle und der Sachverhalt passe
nicht dazu. Hinsichtlich der Stellungnahme vom 26. Mai 2025 legt er nicht dar, dass er sie
dem Bezirksgericht im vorliegenden Verfahren eingereicht hätte. Ob er sie in einem
früheren Verfahren (offenbar zur Rechtsöffnung) eingereicht hat, ist nicht von Belang.

Die Beschwerde enthält offensichtlich keine hinreichende Begründung. Der
Abteilungspräsident tritt auf sie im vereinfachten Verfahren nicht ein ( Art. 108 Abs. 1 lit. b
BGG ).

E. 5
Bei diesem Ausgang des Verfahrens trägt der Beschwerdeführer die Gerichtskosten ( Art.
66 Abs. 1 BGG ).
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